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V or 25 Jahren wurde 
vom Europäischen 
Rat der Vertrag von 

Maastricht un-
terzeichnet . 
Was ist von 
ihm geblie-
ben?
Michael Geh-
ler / 02. 02. 

(Fortsetzung auf Seite 2)

che Hindernisse. Der deut-
sche Bundeskanzler Hel-
mut Kohl war zwar schon 
vor dem „Fall der Mauer“ 
einer europäischen Wäh-
rungsunion zugeneigt, aber 
erst in weiter Ferne – und 
wenn, dann nur als „Krö-
nung“ einer „Politischen 
Union“. Schon auf dem 
EG-Gipfel in Hannover am 
28. Juni 1988 hatten sich 
die Staats- und Regierungs
chefs auf eine europäische 
Einheitswährung verstän-
digt. Der 9. November 1989 
machte dann jedoch das 
Projekt aus französischer 
Sicht umso dringlicher, zu-
mal die D-Mark eines ge-
einten Deutschland immer 
stärker zu werden drohte.

In den Jahren 1990/91 setz-
te ein zähes Ringen zwi-
schen Paris und Bonn ein. 
Staatspräsident François 
Mitterrand forderte die eu-
ropäische Währungsunion 

schen Bundesbank in Ge-
fahr gesehen wurden.

Das Aus für die D-Mark
Erst am 5. Dezember 1991, 
unmittelbar vor Beginn der 

mit einer Wirtschaftsregie-
rung. Dagegen stemmte 
sich Kohl, weil französi-
scher Dirigismus und tradi-
tioneller Staatsinterventio-
nismus befürchtet sowie die 
Unabhängigkeit der Deut-

Vor 25 Jahren wurden die Weichen der Europäischen Währungsunion gestellt. Nachdem die Deutsche  
D-Mark die führende Währung in Europa geworden war, veränderten die Siegermächte das Währungssystem. 
Der Euro löste die D-Mark ab. Univ.-Prof. Michael Gehler verfasste darüber einen Beitrag in der Tageszeitung 
„Die Presse“ mit dem Titel „Die verpasste Chance fürs gemeinsame Haus Europa“. 

Die gewaltigen globalen Veränderungen durch den Regierungsantritt des US-Präsidenten Trump und die 
bedrohlichen Auswirkungen auf Europa sind zu einem nicht kalkulierbaren Schicksal geworden. Der Autor 
Prof. Gehler, Direktor der Österreichischen Akademie der Wissenschaften, hat klar die Situation erkannt.
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60 Jahre – Festakt in Rom

Die verpasste Chance fürs gemeinsame Haus Europa

2017 – Am 7. Februar 1992 
wurde vom Europäischen 
Rat nach den Verhandlun-
gen Ende des Vorjahrs im 
n i e d e r l ä n d i s c h e n 
Maastricht ein Unionsver-
trag unterzeichnet. Er stell-
te nach den Römischen 
Verträgen von 1957 den 
größten Schritt der europä-
ischen Integration seit der 
EWG dar. So lautete die 
Lesart, bis die großen Kri-
sen der vergangenen zehn 
Jahre ausbrachen.
Bereits auf dem Weg nach 
Maastricht gab es erhebli-
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Verpasste Chance
(Fortsetzung von Seite 1)

unwirksam für Budgetsün-
der. Deutschland verletzte 
ihn als erstes EU-Mitglied.

Die Unionsbürgerschaft er-
setzte nicht, sondern er-
gänzte nur die nationalen 
Staatsbürgerschaften. Das 
Mitentscheidungsverfahren 
hob das Europäische Parla-
ment etwas an. Der Aus-
schuss der Regionen (AdR) 
blieb nur beratend. Der 
Traum von Kommissions-
präsident Jacques Delors 
von einer Sozialunion blieb 
unerfüllt, nicht nur, weil 
Großbritannien sich davon 
ausnahm. Arbeitsrechtliche 
Mindestnormen und ein 
„sozialer Dialog“ auf EU-
Ebene waren zu wenig.

Konferenz und wenige Ta-
ge vor Abschluss des zu 
paraphierenden Vertrages, 
rückte Bundeskanzler Kohl 
offen vom Vorrang der Po-
litischen Union ab, ohne die 
Wirtschaftsregierung zu ak-
zeptieren. Der Weg zum 
Euro war damit aber freige-
geben und die D-Mark auf-
gegeben.
Was beinhaltete Maastricht 
noch, und was wurde dar-
aus? Die fortbestehenden 
Europäischen Gemein-
schaften (Montanunion, 
EWG und Euratom) sollten 
mit der Gemeinsamen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik 
(Gasp) und der Polizeili-
chen und Justiziellen Zu-
sammenarbeit in Strafsa-
chen (PJZS) die drei Säulen 
der zukünftigen EU bilden.
Die Gasp wurde jedoch nie 
gemeinschaftlich – ein ein-
ziges Veto genügte. Die 
Europäische Polizeibehör-
de Europol wurde von na-
tionalen Sicherheitsbehör-
den nur unzureichend infor-
miert, was durch die jüngs
te Terrorismuswelle evi-
dent wurde. Die Wirt-
schafts- und Währungsuni-
on (WWU) führte zwar in 
drei Stufen zur Euro-Ein-
führung, aber zu keiner 
Wirtschaftsunion, was auf 
das deutsche Veto 1991 zu-
rückging.
Es war zwar von Konver-
genzkriterien (Haushaltsde-
fizits- unter drei Prozent 
und Schuldenstandsquote 
unter 60 Prozent des BIPs) 
die Rede. Der zusätzlich 
notwendig gewordene Sta-
bilitäts- und Wachstums-
pakt von 1997 blieb aber (Fortsetzung auf Seite 4)

päische Haus“, eine Vi-
sion des letzten Sowjet-
führers, Michail Gor-
batschow, drohte noch 
mehr auseinanderzufal-
len. Europa wurde noch 
uneinheitlicher als zu-
vor. Oft schon wurde 
daher gefragt: Ist im 
Zuge von 1989 eine Chance 
verpasst worden?
Timothy Garton Ash ge-
mäß wurden die politischen 
Prioritäten in Europa nach 
diesem Entscheidungsjahr 
falsch gesetzt. Der kerneu-
ropäische Westen wurde 
politisch stärker fusioniert 
und ökonomisch moderni-
siert, dagegen der Osten 
hingehalten und vertröstet.
Tatsächlich hatte für Delors 
der EG-Binnenmarkt Vor-
rang vor der Vereinigung 
Europas. Bei den kleineren 
westeuropäischen Nach-
barn war die Sorge vor ei-
ner Zunahme des deutschen 
Einflusses mit einem Mal 
wieder da. Maastricht war 
vor allem eine Reaktion auf 
die deutsche Einheit. Ohne 
die offene deutsche Frage 
1989/90 und die Notwen-
digkeit einer für Westeuro-
pa befriedigenden Problem-
lösung wäre der festere In-
tegrationsrahmen von 
Maastricht weder denkbar 
noch so schnell konsensfä-
hig und realisierbar gewe-
sen.

Welle der Renationalisie-
rung
Der neue Vertrag sah auch 
eine Europäische Zentral-
bank vor, die die Deutsche 
Bundesbank marginalisie-
ren sollte. Verschämt hatten 
die Westeuropäer von der 
D-Mark nur als einer „An-
kerwährung“ gesprochen 
und das Wort „Leitwäh-
rung“ gemieden. Es galt 

nun, das geeinte Deutsch-
land stärker in eine festere 
Einheit einzubinden, um 
dessen wirtschaftlichen Ge-
bietszuwachs „auf Dauer zu 
neutralisieren“, so der un-
längst verstorbene Bundes-
bankpräsident Hans Tiet-
meyer.
Damit verbunden war mit-
telfristig auch der Verzicht 
auf die D-Mark. Ihr Ersatz 
durch den Euro war von 
Kohl jedoch nicht als Opfer 
für die deutsche Einheit, 
sondern als Beitrag für ein 
geeintes Europa gedacht 
und zur Stärkung monetär 
schwächerer EG-Mitglie-
der. Aus der früheren euro-
päischen Leitwährungsdo-
minanz der DM-Bundesre-
publik sollte eine Euro-
„Risikogemeinschaft mit 
Solidarhaftung“ werden, 
ohne dabei den immer stär-
keren Einfluss Deutsch-
lands in der EU zu ahnen, 
der ihren Zusammenhalt 
fraglich machte.
Unabhängig davon brande-
te eine neue Welle der Re-
nationalisierung auf: In Dä-
nemark, Großbritannien 
und Frankreich wurden der 
bevorstehende nationale 
Souveränitätsverlust und 
das drohende Verschwin-
den der eigenen Währun-
gen lebhaft diskutiert.

Vertiefen und erweitern
Das klassisch-dialektische 
Prinzip der Integration, d. 
h. gleichzeitig zu vertiefen 

Was aber viel schwerer 
wog: Maastricht war eine 
Absage an Mittel- und Ost-
europa. Statt den Reform-
staaten rasche Aufhol- und 
reelle Annäherungschancen 
zu geben, wurde angesichts 
der deutschen Einigung 
1990 die Vertiefung der In-
tegration Westeuropas be-
schlossen und damit der 
Abstand zum Osten noch 
vergrößert.

Falsch gesetzte Prioritäten
Einerseits galt Deutschland 
mit Blick auf die Integration 
und die Heranführung der 
Mittel- und Osteuropäer als 
Hoffnungsträger; anderer-
seits entstanden neue öko-
nomische und politische 
Mauern. Das „gesamteuro
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P apst Franziskus 
sprach darüber, am 
13. November 2016, 

in Rom. Wir aber denken heu-
te an unsere 
Heimat Öster-
reich und die 
Schwes tern 
und Brüder 
des Reichs-
bundes. So 

war es und so gilt es, nach 
unserem Statut und Gelöbnis, 
für das Reich Gottes und die 
Evangelisierung mit der Kir-
che in der Gesellschaft!

Hören  wir weiter die Worte 
des Papstes in seiner oben 
zitierten Rede: 

„Fest im Herrn zu bleiben, in 
der Gewissheit, dass er uns 
nicht verlässt, seinen Weg 
voll  Hoffnung zu gehen, zu 
arbeiten, um eine bessere 
Welt  aufzubauen, … Im 
Evangelium mahnt uns Jesus, 
in Geist und Herz die sichere 
Gewissheit zu haben, dass 
Gott unsere Geschichte führt  
und das letzte Ziel der  Dinge 
und Ereignisse kennt.“ Die 
„Hoffnung auf die Ewigkeit 
und das Reich Gottes“  im 
Reichsbund, nach den Worten 
des Papstes, halten wir mit 
der Evangelisierung in unse-
rer Umwelt und Gesellschaft 
mit unseren Gruppen des 
Reichsbundes stets aufrecht! 
Am  Christkönigs-Sonntag,  
zum Ende des  Kirchenjahres, 
singen wir: „Christus, mein 
König, Dir allein, schwör’ 
ich die Liebe ….“

Ich  zitiere weiter „mahnende 

em.o.Univ.-Prof. Prälat DDr. Rudolf Weiler

eine Audienz, mit Bild und 
vielen Grußworten.  Er er-
wähnte auch den letzten seli-
gen Kaiser Karl von Öster-
reich.
Erwähnen möchte ich zur Ge-
schichte besonders folgende 
Publikation: Wladimir Ai-
chelburg, Erzherzog Franz- 
Ferdinand von Öster-
reich-Este 1863–1914,  3 Bän
de, Verlag  Ferd. Berger, 
Horn-Wien, 2014.
Einer Buchbesprechung ent-
nehme ich nur folgende Sät-
ze:
„Wen er aus Sarajevo unver-
sehrt zurückgekehrt wäre und 
seine Reformpläne hätte ver-
wirklichen können, wären 
Europa und der Welt zwei 
Weltkriege erspart geblieben. 
Die Monarchien hatten als 
stabile Reiche überlebt……..“

und ermutigende Worte von  
Papst  Franziskus“ aus einem 
aktuellen Artikel, „Die neue 
Ordnung“, Oktober 2016, 
Mario  Loebelt, Die Erosion 
des katholischen Glaubens 
in Deutschland – der auch 
für Österreich Vergleichba-
res sagen kann. Ist es nicht 
auch bei uns „dramatisch, 
dass gerade in  traditionell  
katholischen Gebieten ein 
starker Rückgang des 
sonntäglichen Gottesdienst-
besuchs und des sakramenta-
len Lebens zu verzeichnen 
ist“. Neben dem Empfang des 
Firm- und Ehesakramentes 
hat auch bei uns „die Zahl 
der Berufungen für den 
Dienst des Priesters und des 
gottgeweihten Lebens  dras-
tisch abgenommen“. Ange-
sichts dessen  spricht  Papst 
Franziskus doch auch bei uns 
von einer „Erosion des ka-
tholischen Glaubens“.

 Das Gebot der Stunde heißt 
auch für Österreich und 
eben für uns im Reichsbund: 
„Pastorale Neuausrichtung 
durch missionarische Seel-
sorge“

Wir sind mit unseren Ge-
meinschaften aufgerufen, im 
Pfarrleben  überall dabei zu 
sein, in Treue zu Kirche und 
Lehramt. Insbesondere, wenn 
es um Beichte, Sonntagsmes-
se und Kommunionempfang 
und aktive Mitarbeit der Lai-
en im Gemeindeleben geht.

Der Reichsbund wird mit der 
Kirche jedenfalls Anwalt der 
Familie und des menschli-
chen Lebens von der Emp-
fängnis bis zum natürlichen 

Tod sein. Menschliches Le-
ben ist uneingeschränkt zu 
schützen! Jede Abtreibung ist 
ein „Wegwerfen“  des zu 
schützenden ungeborenen Le-
bens nach der in  heutiger 
Zeit weit verbreiteten „Kultur 
des Wegwerfens“!

Die Geschichte des Reichs-
bundes, als christlich-soziale 
Jugendbewegung, geht noch 
zurück in die Zeit des alten 
Kaiserreiches Österreich/Un-
garn, Anfang des 19. Jahr-
hunderts. Auch im Osservato-
re Romano,  Wochenausga-
be in deutscher Sprache, 
vom 11. November 2016, S. 
4, findet sich ein Bericht, Ak-
tiv präsent im Heute der Ge-
schichte, Papst Franziskus 
gewährte, am 5. November, 
in der Vatikanstadt Mitglie-
dern der Familie Habsburg 

Der Reichsbund und  
„Arbeiten für die Evangelisie-
rung der Gegenwart“

Liebe Bundesschwestern und -brüder!



Neues Wahlrecht
Christian Kern stammt aus 
Simmering. Und so denkt er 
in diesen Kategorien. In den 

Wiener Be-
z i rksver t re-
tungen stellt 
die stärkste 
Partei automa-
tisch den Be-
zirksvorste-
her.

Das führt manchmal zu Ab-
surditäten, 3 Parteien unter-
scheiden sich durch 20 Stim-
men (4. Bez./2010), eine Par-
tei geht ganz leer aus, eine 
andere ist „Sieger“. Es gibt 
allerdings zum Unterschied 
des Kern-Vorschlags keine 
zusätzlichen Mandate für die 
gewinnende Partei. 

Ich halte dieses Wiener 
Wahlrecht für absolut unde-
mokratisch. Es sollte geän-
dert werden. Vorschläge in 

und zu erweitern, war ange-
sichts der Vielzahl der Kan-
didatenländer unrealistisch. 
Trotz Maastricht wiesen die 
deutsch-französischen Be-
ziehungen Dissonanzen 
auf. Deutschlands gewach-
sene politische Bedeutung 
musste Frankreich wider-
willig zur Kenntnis neh-
men. Es wollte aber nicht 
„seinen Rang“ in der Welt-
politik aufgeben und ver-
wies auf seine Position als 
Atommacht. In der Frage 
der Reformen der EU-Insti-

dieser Richtung gab es bereits 
1987 im „Forum Stadtverfas-
sung“ des Wiener Landtages. 
Da wollte es die SPÖ absolut 
nicht!
Daher Hände weg vom unde-
mokratischen Kern-Vor-
schlag!
Es sei denn, er will unbedingt 
(wie in Simmering) einen 
FPÖ-Chef für Österreich ha-
ben!

Es graust einem!
Zu Erwin Pröll. Was jetzt Op-
position und vor allem 
links-linke Blätter aufführen, 
ist ein Skandal. Da spendet 
einer 150 000 Euro, die ER ja 
geschenkt bekommen hat, für 
eine Stiftung. Und will eine 
Landesakademie aufbauen, 
die wahrscheinlich unter 1 bis 
2 Millionen Euro nicht zu 
machen ist. Er spart vernünf-
tig jedes Jahr 150 000 Euro 
an. 
Und dann kommt ein Herr 
Klenk darauf, dass das so ist 

tutionen ergaben sich wie-
derholt Auffassungsunter-
schiede.
Der Vertrag trat erst am 1. 
November 1993 in Kraft. 
Seither sprechen wir von 
der EU.
DER AUTOR: Michael Gehler 
(*1962 in Innsbruck) studierte Ge-
schichte und Germanistik an der 
Uni Innsbruck, habilitierte sich 
1999 und war dort a.o. Professor 
am Institut für Zeitgeschichte. Seit 
2006 Professor und Leiter des In-
stituts für Geschichte an der Uni 
Hildesheim. Seit 2011 Direktor des 
Instituts für Neuzeit- und Zeitge-
schichtsforschung der Österreichi-
schen Akademie der Wissenschaf-
ten in Wien.
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Charlys Tagebuchnotizen
und dass es vielleicht formal 
vorgeschrieben ist, Ange-
spartes auszugeben (typisch 
für rot und alle Linken. Man 
wird doch nicht ansparen, 
sondern man schmeißt das 
Geld hinaus).
Oder hätte die NÖ. Landesre-
gierung jetzt – beim Rücktritt 
von Pröll – 2 Millionen über-
wiesen?
Und jetzt soll noch jemand 
daherkommen und sagen, er 
sei deswegen zurückgetreten. 
Pfui zu so einer Politik!

Bitte Affengasse!
Der Umbenennungswahn un-
ter den Roten ist schon wirk-
lich krankhaft. Kann ich noch
verstehen, dass man Antise-
miten (oft auch zu Unrecht 
beschuldigt) weg haben will, 
so frage ich mich, was sie an 
Helden stört.
Auch der Genderwahn – im 
6. und 12. Bezirk dürfen Stra-
ßen nur mehr nach Frauen 
benannt werden – ist jensei-
tig.
Sie haben offenbar keine Ar-

Mag. Franz Karl

beit und kommen damit auf 
immer absurdere Ideen.
Jetzt kommen bald die Tier-
schützer und verlangen, dass 
alles nur mehr nach Tieren 
benannt wird – wie wäre es 
mit Affengasse?

Patientenanwalt
Dieser muss ein Arzt oder ein 
Jurist sein, wurde mir bei 
meiner zweimaligen Bewer-
bung, wo ich nur kurz befragt 
wurde und gar nicht ins Ver-
fahren kam, gesagt. Auch 
Frau Pilz ist weder Ärztin 
noch Juristin. Aber sie hatte 
die richtige Farbe.

Meine Tagebuchnotizen sind meist relativ lange 
Artikel. Ich möchte diesmal viele eher kürzere  
Gedankenanstöße bringen, also echte Tagebuch
notizen.

Was ist mehr: Christ oder Katholik?
Sind Sie eigentlich zuerst Katholik oder Christ?  Wenn ich mir 
selbst die Frage stelle, kommt mir die Antwort banal vor: Na-
türlich ist die Katholische Kirche meine Heimat, die mich birgt, 
schützt, bildet ausstattet und aussendet. Und ich würde nie auf 
die zugesagte Nähe Gottes in den Sakramenten verzichten wol-
len. Aber in den Momenten, in denen mein Glaube  sozusagen 
alltägliche Anwendung findet – im persönlichen Gebet, im 
Dienst an anderen, in der Zuwendung – bin ich bei meinem 
Freund Jesus, der ja kein katholischer oder evangelischer oder 
orthodoxer Jesus ist, sondern einfach Christus, der Messias. Der 
Herr Kardinal Schönborn bringt gerne ein einprägsames Bild, 
um die Ökumene der Tat und des Gebets zu erklären:
Je näher die Speichen eines Rades zur Mitte hin kommen, desto 
näher kommen sie auch einander. Unsere Mitte ist Christus, und 
je näher wir ihm sind, desto näher sind wir auch den anderen 
Christen.
Die Ökumene der Tat und des Gebets ist wunderbar. Sie blendet 
nicht die Verschiedenheiten zwischen den Konfessionen aus. 
Aber sie konzentriert sich auf die Gemeinsamkeiten: auf unsere
Sendung als Jünger, die allen Menschen die gute Nachricht 
bringen sollen. Dass wir dabei heute nicht mehr misstrauisch auf 
die anderen schauen, sondern einander helfen und stärken dür-
fen, ist ein großer Gewinn.� Michael Prüller / Der Sonntag/ 22.1.2017

(Fortsetzung von Seite 2)
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Freiheitlichen und den 
rechts-nationalen Schützen-
bund ein „kulturpolitisches 
Waterloo“.
Historisches Unrecht nicht 
durch Unrecht ersetzen
Kompatscher schildert seine 
Überlegungen gegenüber 
EurActiv.de: „Die Zwangs-
ersetzung der deutschen und 
ladinischen Ortsnamen 
durch italienische Namen, 
war Teil der faschistischen 
Italianisierungspolitik und 
somit ein historisches Un-
recht. Tatsache ist aber auch, 
dass seitdem viele dieser Na-
men für den italienischspra-
chigen Teil der Südtiroler 

Bevölkerung ein-
fach zu den na-
türlichen Be-
zeichnungen der 
Orte geworden 
sind. Eine konse-
quente Rückkehr 
zu der alleinigen 
Verwendung der 
historischen deut-
schen bezie-

hungsweise ladinischen 
Ortsnamen, würde von ei-
nem Teil der Bevölkerung 
als Versuch wahrgenommen 
werden, ein historisches Un-
recht durch ein neues Un-
recht ausgleichen zu wollen. 
Der nun vorliegende Vor-
schlag stellt eine pragmati-
sche Lösung dar und zielt auf 
die Streichung der nicht ver-
wendeten (!) italienischen 
Bezeichnungen ab.“
16.600 Namen wurden 
„zwangs-italianisiert“
Um den Hintergrund besser 
zu verstehen, heißt es, in die 
Geschichte zurückzublicken. 
Nachdem 1919 aufgrund ei-
nes bereits 1915 geschlosse-
nen Geheimabkommens 
Südtirol von Österreich an 
Italien abgetreten werden 
musste, wurde vom faschisti-
schen Regime in Rom die 
Italianisierung des in seinem 
Kern und Herzen deutsch-

Südtirol plant die Streichung 
nicht gebräuchlicher Wort-
Kreationen
Nach der Spaltung der ita-
lienischen Regierungspar-
tei PD geht Italien wieder 
einmal in eine ungewisse 
politische Zukunft. Südti-
rol fällt aus der Reihe – 
und positiv auf.
Südtirol, auf Italienisch Alto 
Adige („Hoch Etsch“) ge-
nannt, ist mit einem BIP von 
41.000 Euro die wohlha-
bendste der italienischen 
Provinzen, hat de facto Voll-
beschäftigung und eine flo-
rierende Wirtschaft. Das 
Land an Etsch und Eisack ist 

sprachigen Landes betrie-
ben. Dazu gehörte unter an-
derem, dass ab 1923 alle 
deutschsprachigen Namen 
durch italienische Wort-
schöpfungen ersetzt wurden. 
Schlussendlich betraf dies 
16.800 Namen (Orts-, Hof-, 
Flur-, Gewässer- und Gelän-
debezeichnungen). Erst 
1946, mit dem so genannten 
Gruber-DeGaspari-Abkom-
men, wurde der Schutz der 
kulturellen Eigenart der 
deutschsprachigen Bevölke-
rung in der Region Trentino-
Südtirol wieder hergestellt 
und garantiert. Landesweit 
wurden zweisprachige Be-
zeichnungen eingeführt. Da-
von zeugen die Ortstafeln, 
Straßenbeschilderungen und 
Wegweiser.

Streichung nicht gebräuch-
licher Wort-Kreationen

Viele der zwangsweise ver-
fügten italienischen Namen 
sind künstliche Wortge-
schöpfe und bis heute völlig 
ungebräuchlich geblieben. 
Aufgrund eines noch von 
Altlandeshauptmann Luis 
Durnwalder mit den früheren 
Ministern Graziano Fitto und 
Raffaele Delrio abgeschlos-
senen Abkommens sollten 
künftighin nur noch jene 
Flurnamen zweisprachig ge-
führt werden, die auch tat-
sächlich in Gebrauch sind. 
Für 132 Seen oder Almen 
sollten dagegen die ur-
sprünglichen Bezeichnungen 
auf Deutsch oder Ladinisch 
mit dem erklärenden Zusatz 
Malga (Alm) oder Lago 
(See) eingeführt und künstli-
che italienische Wortgebilde 
gestrichen werden. Der Ko-
alitionspartner der SVP, die 
auch in Rom regierende Par-
tito Democratico (PD) sah 
darin bereits eine Art „ethni-
scher Säuberung“. Nicht zu-
letzt eine Folge der innerita-
lienischen Entwicklung, wo 
im Herbst Wahlen anbe-

Südtirol und die „Zwangs-Italianisierung“
raumt werden dürften und 
daher jetzt bereits so eine Art 
Vor-Wahlkampf begonnen 
hat. Das durchaus emotiona-
le Thema der Namensge-
bung dürfte aber nun zwi-
schen den beiden Volksgrup-
pen ausgeklammert worden 
sein.
Italiener in Südtirol: Oft 
Fremde im eigenen Land
Tatsächlich läuft in Südtirol, 
artikuliert im Wochenmaga-
zin „FF“, eine Diskussion, 
wonach sich die in Alto Adi-
ge lebenden italienisch-spra-
chigen Bürger (ihr Anteil ist 
in den letzten Jahren von 
einem Drittel auf derzeit 
knapp 27 Prozent zurückge-
gangen) gesellschaftlich, 
kulturell und politisch be-
nachteiligt fühlen. Ja, sie 
möchten offenbar eine Art 
Minderheitenrecht im Land 
an Etsch und Eisack erhal-
ten. Interessante Details lie-
fert dazu eine Umfrage. So 
fühlen sich in puncto Gesell-
schaft und Politik nur 21 
Prozent der deutsch- aber 56 
Prozent der italienisch-spra-
chigen Bürger benachteiligt. 
Ähnlich ist es bei der Bil-
dung (24 zu 57 Prozent) und 
bei der Kultur (10 zu 31 Pro-
zent) bestellt. Ausgeglichen 
ist das Verhältnis dagegen 
bei der Wirtschaft (hier pro-
fitiert man von den guten 
politischen Grundbedingun-
gen) und bei der Besetzung 
öffentlicher Ämter. Nach-
holbedarf dürfte es dagegen 
im sprachlichen Bereich ge-
ben. Während 93,5 Prozent 
der deutschsprachigen Be-
völkerung Italienisch als 
Zweitsprache haben, lernen 
nur 64,9 der in Südtiroler an-
sässigen Italiener auch 
Deutsch. Sie sind oft noch in 
siebenter Generation seit der 
Annexion Fremde im eige-
nen Land.

HERBERT VYTISKA

LH Arno Kompatscher

vor allem auch ein politisch 
stabiler Faktor und fast 
schon ein „Modell der Sehn-
sucht“ für so manche nord
italienischen Provinzen. 
Noch vor zehn Tagen schien 
es als würde es aber in Süd-
tirol wieder einmal zu einem 
Konflikt kommen – und 
zwar über die zweisprachige 
Namensgebung.
Nun aber ist es Landeshaupt-
mann Arno Kompatscher ge-
lungen, einen einstimmigen 
Kompromiss zu finden, wo-
nach über strittige Bezeich-
nungen eine paritätisch be-
setzte wissenschaftliche 
Kommission entscheiden 
soll, ob diese ein- oder zwei-
sprachig zu führen sind. Was 
für die einen ein Beispiel ist, 
wie man Verhandlungslö-
sungen erzielen kann, ist für 
die anderen, so für die am 
rechten Flügel agierenden 
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Abschied von verdienstvollen Reichsbündlern
Am 9. Jänner 2017 hat der langjäh-
rige Bundesobmann-Stellvertreter 
unserer Bewegung JOSEF KOPAL 
seine Augen für immer geschlos-
sen. Seine Heimat war der Reichs-
bund Jedlesee, wo er viele Jahre 
aktiver Fußballer war. Im ASVÖ 
Landesverband Wien war er viele 
Jahre Präsident  und auch in der 

Bundesorganisation des ASVÖ in verantwortlichen 
Funktionen tätig. Für sein ehrenamtliches Arrange-
ment erhielt er Ehrezeichen der Republik, der Stadt 
Wien, von den Sportorganisationen und dem Reichs-
bund. Kopal war Witwer und Vater einer Tochter, 
eines Sohnes und hatte zwei Enkel.

Zwei Tage nach dem Ableben von 
Kopal  verstarb am 11. Jänner 2017 
der langjährige Landesverbandsob-
mann des Reichsbund Wien,  
PETER KOPTIK. Auch Peter Kop-
tik begann sein Wirken in unserer 
Bewegung im Reichsbund Jedle-
see.  Peter war auch aktiver Fuß-
ballspieler.  In der Katholischen 

Kirche war er Ministrant, Jungscharführer, Lektor und 
Kommunionspender. Koptik war im Reichsbund auch 
Organisator für die Männerwallfahrt nach Klosterneu-
burg. Peter Koptik war verheiratet, hatte zwei Söhne 
und zwei Enkel.

Am 22. Februar 2017 ist 
uns Bundesbruder Hofrat 
Mag. LEOPOLD GUG-
GENBERGER im Alter 
von 98 Jahren in die ewige 
Heimat vorausgegangen. 

Leopold Guggenberger „GUGGI“ war 25 Jahre Bür-
germeister der Landeshauptstadt Klagenfurt; er war 
auch Abgeordneter zum Nationalrat und Kärntner 
Landtag. Guggenberger war in unserer Bewegung 
von 1932 bis 1938 aktiv tätig und organisierte in 
Wien und Salzburg den  Widerstand gegen die Nazi-
Bewegung. Guggenberger maturierte am Wiener 
Schottengymnasium, in dieser Zeit entstand eine en-
ge Freundschaft zu Leopold Hartl und Hans Melchart. 
– In guter Erinnerung sind uns die Reichsbund-Ver-
anstaltungen in Klagenfurt, der steirischen Ramsau 
und Wien, wo er als Referent und Bundesbruder vie-
len von uns in bester Erinnerung ist. Für sein umfang-
reiches Wirken erhielt er den Päpstlichen Gregorius-
orden mit Stern, viele in- und ausländische Ehrungen 
und Auszeichnungen. Im Reichsbund war Guggi 
Ehrenmitglied der Bundesleitung. Guggenberger war 
verheiratet, hatte acht Kinder und viele Enkel und 
Urenkel.

Der Reichsbund wird alle drei  
Bundesbrüder in dankbarer  

Erinnerung behalten.

Selbstheilungskräfte aktivieren
In jedem von uns stecken Selbstheilungskräfte. Die müs-
sen wir mobilisieren, um nicht krank zu werden. Oder um 
den Gesundungsprozess schneller voranzutreiben. Nicht 
von ungefähr kommt das Sprichwort:
Lachen ist die beste Medizin. Bemühen Sie sich, einmal 
am Tag von ganzem Herzen zu lachen. Der Ansporn: Ein 
Kind lacht oft täglich bis zu 100 Mal. Wissenschaftliche 
Studien beweisen: Lachen bremst und stoppt die Aus-
schüttung von schädlichen Stresshormonen. Bemühen 
Sie sich immer, positiv zu denken. Positiv denken stärkt 
die Selbstheilungskräfte auch und schützt vor Krankhei-
ten. Wehren Sie sich gegen Druck, den andere auf Sie 

oder den auch Sie selbst auf sich ausüben. Sagen Sie 
mitunter auch „Nein“!
Legen Sie Hast und Hektik ab. Gehen Sie langsam  
und überlegt an alle Probleme heran. Souveränität fördert 
die Selbstheilungskräfte auch. Machen Sie regelmäßig 
Sport. 
Das stärkt das 
Immunsystem 
und fördert die 
Produktion von 
Glückshormo-
nen.

Neues Land,
23. 3. 2017

Buchempfehlung

„GOTT  UND ICH“
Eine Partnerschaft für immer und ewig
174 Seiten von Eckehard Barnberger

Verlag OLONA Edition
Tel. (01) 774 16 17
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Der Reichsbund im Internet:
www. amateurfussball.at

Über E-Mail erreichbar:
reichsbund.bundesleitung@a1.net

Ottakring
Dienstag, 11. April 2017,
14.30 Uhr Jahresrückblick 
2016,
Dienstag, 25. April 2017,
15 Uhr Hofmobiliendepot,
1070 Wien, Andreasgasse 7,
„Maria Theresia-Familie und
Vermächtnis”
Auskünfte und Anmeldung:
Obmann Karl Degen,
Tel. (01) 416 57 03.

Döbling
Freitag, 12. Mai 2017, 19 Uhr
Festwochenkonzert mit dem 
Damenquartett „AMORE“.
Freitag, 9. Juni 2017, 19 Uhr
Ein Abend mit den „Big Joe’s 
New Orleans Jazz All Stars“. 
Beide Veranstaltungen finden 
im Vereinshaus 1190 Wien, 
Hohenauergasse 12 statt.
Auskünfte: Obmann 
DI Gottfried Jorthan, Tel. 0699 
10797763.

Gut Freund
Montag, 8. Mai 2017, 17 Uhr
„Ein Abend für Frauen und 
Mütter“ im Vereinsheim 1200 
Wien, Ospelgasse 30.
Montag, 18. Mai 2017, 17 Uhr
 „Halbjahres-Ausklang“ beim 
Heurigen „Bach-Hengl“ in  
Grinzing, 1190 Wien, Sandgas-
se 7–9.
Samstag, 30. September 2017
Autobusfahrt zur NÖ Landes-
ausstellung im Schloss 
Pöggstall „Alles was Recht ist“.
Anmeldungen bitte schon jetzt !
Jeden Dienstag ab 16 Uhr
„Klubabende“ im Vereinslokal.
1200 Wien, Ospelgasse 30.
(im August finden keine Klub
abende statt).
Auskünfte und Anmeldungen: 
Obmann Erich Sobotka
Tel. 0664 737 548 33 oder
Maria Pelzl Tel. (01)332 37 31. 

Tulln St. Severin
Montag, 1. Mai 2017 
„Autobusfahrt“ in die Wachau..
Donnerstag, 15. Juni 2017 
Teilnahme an der  „Fronleich-
namsprozession“.
Donnerstag, 29. Juni 2017
nach der Abendmesse in St. Se-
verin
„Halbjahresabschluss“ im Kon-
ferenzraum Tulln.
Auskünfte: Bbr. Heinz Gober, 
Tel. 0664 550 20 56.

Burgenland
Der Reichsbund Bgld.  gemein-
sam mit der Katholischen Ge-
fängnisseelsorge hat eine Akti-
on gestartet, dass alle Haftinsas-
sen die Kirchenzeitung MAR-

TINUS bekommen.
Um Unterstützung wird ersucht, 
ein Jahres Abo kostet E 16,--. 
Auskünfte: LGf. Emmerich 
Schreiner, Tel. 0676 656 3647.

Wien
In Anwesenheit von Bundesob-
mann Rudolf Taborsky wurde 
am 29. März 2017 der Landes-
verbandstag des Reichsbund 
Wien abgehalten. Folgende 
Bundesbrüder wurden in die 
Landesverbandsleitung ge-
wählt: Landesverbandsobmann
Dipl. Ing. Gottfried Jorthan, 
LVObm. Stv. Dr. Hans Peter 
Watzak, Schriftführer Mag. Dr. 
Helmut Noll, Finanzref. Erich
Sobotka. In die Kontrolle wur-
den die Bundesbrüder Werner 
Böhm und Rudolf Schumann 
gewählt. Als Landesverbands-
präses hat sich Pater Engelbert 
Jestl CSsR für die nächsten vier 
Jahre zur Verfügung gestellt. 

Arbeitsgemeinschaft 
Katholischer Verbände
AKV gegen Burka und Niqab. 
Die AKV sieht in der Ganz-
köperverschleierung das Sym-
bol einer Gegenkultur, die reli-
giösen Anweisungen und Tradi-
tionen vor rechtsstaatlichen 
Grundsätze stellt. Europa und 
Österreich haben das Recht und 
die Pflicht, Grenzen gegen die-
ses Symbol des politischen Is-
lam zu ziehen, dass mit unseren 
– auch christlichen –  Wertvor-
stellungen nicht vereinbar ist.
Christentum ist elementarer 
Teil unserer Leitkultur. Die 
AKV tritt für die Bewahrung
unseres christlich abendländi-
sche Erbes unseres Kontinents 
ein. Das Christentum ist ein ele-
mentarer Teil der Leitkultur 
Europas und macht einen wich-
tigen Teil seiner Identität aus. 
Das christliche Kreuz als Zei-

chen des Christentums gehört 
seit 2000 Jahren zu unserer 
Kulturgeschichte. 

Wir gratulieren!
25. Geburtstag
Nicole Kosicek

30. Geburtstag
Roman Rossi

65. Geburtstag
Erni Zeillinger
Komm.-Rat Fritz Zeillinger

70. Geburtstag
Dkfm. Fritz Vock
Christine Walcher-Knoll

75. Geburtstag
Alfred Rossi
Abg. z. Nationalrat a.D.
Dr. Walter Schwimmer

85. Geburtstag
Johann Hasenzagl
Bund. Minister a.D.
HR Dr. Robert Lichal

90. Geburtstag
em. Diözesanbischof
Dr. h.c. Johann Weber

Goldenes Priesterjubiläum
KR Prälat Generalabt
Bernhard Backovsky CanReg

Stv. Vorsitzender  
AKV-Burgenland
Landespräses Reichsbund 
Bgld. Diakon Rudolf Exel

gf. Präsident Kath. Laienrat 
Österr.
Prof. Mag. Wolfgang Rank

Landesobmann  ÖAAB Wien
Karl Nehammer, MSc

Landesgeschäftsf. ÖAAB Wien
Reg. Rat Hannes Taborsky

In eigener Sache:
Bitte unterstützen Sie uns! 
Mit Ihrem Beitrag von nur

e 16,–
ermöglichen Sie den 
Fortbestand unserer 

Schriftenreihe auch im  
71. Bestandsjahr.

Für Ihre Unterstützung 
danken wir im Voraus!
Bitte beachten Sie den  

beiliegenden Zahlschein!

Reichsbund-aktuell mit Sport. 
– Herausgeber, Medieninha-
ber (Verleger) und Hersteller: 
Reichsbund, Bewegung für 
christliche Gesellschaftspoli-
tik und Sport, 1080 Wien, 
Laudongasse 16, Tel. 0664 
233 60 23. – Herstellungsort: 
Wien. Offenlegung nach § 25 
Mediengesetz: Grundsätzliche 
publizistische Richtung des 
Reichsbundes: Information 
und Schulung unserer Mit-
glieder im Sinne der christli-
chen Weltanschauung und 
Förderung der Jugend durch 
Sport. Namentlich gekenn-
zeichnete Beiträge müssen 
nicht der Meinung des Her-
ausgebers entsprechen. Re-
daktion: Mag. Franz Karl, 
Walter Raming, Rudolf 
Taborsky (Michael Kosicek 
RB-intern, Sport, Layout, 
Fotos). Es gilt die Anzeigen-
preisliste 9 vom 1.  Jänner 
1993. Bankverbindung:  
Raiffeisenlandesbank NÖ- 
Wien, Reichsbund, IBAN:  
AT 573200000000086454.



DIGITAL ist ein großes 
Wort! Was bedeutet 
es oder was steckt da-

hinter?
Ohne „digital“ 
läuft in unse-
rem Leben 
„fast“ nichts 
mehr!
Es beginnt 
schon morgens, 

Datenmengen mehrere Millio-
nen Euro teure Supercomputer 
gebraucht, um zu dem Ergeb-
nis zu kommen. Früher stan-
den solche Rechner nur den 
Regierungen, Großunterneh-
mungen und Forschungslabors 
zur Verfügung, heute jedem 
Einzelnen.
Es gibt Menschen, die das Infor-
mationszeitalter für eine dritte 
industrielle Revolution halten.
Computer und Kommunikati-
on vervielfachen Kräfte eben-
falls, sie haben auf Dienstleis-
tungen den Effekt, den die 
Automatisierung auf die In-
dustrie hatte. Es werden halt 
nicht Muskelkräfte, sondern 
Geisteskräfte aktiviert und da-
durch in Produktivität umge-
setzt. Und das nicht nur in be-
stehenden Branchen, sondern 
es entstehen dadurch auch 
viele neue. Die vorhandene 
Arbeit kann mit der Digitali-
sierung schneller erledigt wer-
den, und wir können uns neu-
en oder anderen Tätigkeiten 
zuwenden.
Die ständige, immer schnelle-
re und immer umfassende 
Kommunikation von Daten, 
der Einsatz von mobilen End-
geräten und ganzheitlich ver-
netzten betrieblichen Leis-
tungssystemen ändern unser 
Leben und unsere Arbeit be-
reits umfassend. Unter dem 
Schlagwort „Industrie 4.0“ 
bereiten sich Unternehmen 
und Regierungen auf die Ver-
netzung ganzer Wertschöp-
fungsketten mit selbstständig 
kommunizierenden Gegen-
ständen über die betrieblichen 
Grenzen hinweg vor. Dabei 
betrifft diese Entwicklung bei 
weitem nicht nur die Industrie 
– auch Handel, Dienstleistun-
gen und Finanzwesen entwi-
ckeln sich in einem ständigen 
Digitalisierungsprozess, der 
Geschäftsführungen, Beschäf-
tigte und BetriebsrätInnen vor 
große Herausforderungen 
stellt. Eben weil diese Prozesse 
Auswirkungen auf uns alle ha-

ben, sollte auch von „Arbeit 
4.0“ und „Mitbestimmung 4.0“ 
gesprochen werden, wenn über 
„Industrie 4.0“ und „Wirt-
schaft 4.0“ debattiert wird.
Der digitale Wandel kommt 
nicht mit der Unerbittlichkeit 
eines Naturgesetzes auf uns 
zu, sondern er ist gestaltbar! 
Technik – und die Frage, wie 
sie eingesetzt wird – ist immer 
das Ergebnis von Entschei-
dungsprozessen und natürlich 
auch der Machtverhältnisse in 
unserer Gesellschaft.
Es sind natürlich massive An-
forderungen an die Gesell-
schaft und den Gesetzgeber 
notwendig:
- Die Ausweitung des Gel-
tungsbereichs des Arbeitsver-
fassungsgesetzes: „Alle per-
sönlich und/oder wirtschaft-
lich abhängigen Beschäftigten 
sollen künftig in die betriebli-
che Mitbestimmung einbezo-
gen werden.“

- Eine Erweiterung des Kata-
loges erzwingbarer Betriebs-
vereinbarungen: „Auch schlei-
chende Veränderungen sollen 
geregelt werden.“
- Eine weitere Ausweitung des 
Anspruchs auf Bildungs-
freistellung in zeitlicher und in 
personeller Hinsicht: „Um die 
komplexen Änderungen gut 
mitgestalten zu können, brau-
chen Personalvertreter und 
Betriebsräte mehr Zeit zur 
Weiterbildung.“
Um die Digitalisierung zu 
meistern, müssen die Unter-
nehmungen ihre Führungsgre-
mien mit den richtigen Persön-
lichkeiten besetzen, um die 
Zukunft gemeinsam zu meis-
tern.
Gefragt sind Manager mit Di-
gital-Know-how und Kompe-
tenz im Change-Management. 
Diese Experten sollten die di-
gitale Transformation voran-
treiben.
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DIGITAL – EGAL

Walter Zwiauer

wenn der Wecker läutet oder 
das Radio uns weckt.
Die Uhr, die Infos laufen digi-
tal oder besser gesagt digitali-
siert und werden automatisch 
abgerufen.
Das „Geheimnis“ dahinter ist 
die Speicherung von Unmen-
gen von Daten in einer Daten-
bank (Rechner). Schlagworte 
wie digitale Grundausbildung, 
das digitale Gesicht, digitale 
Vignette, digitales Staatsse-
kretariat usw. geistern in den 
diversen Medien herum. Die 
Digitalisierung bestimmt un-
seren Tagesablauf. Es wird gar 
nicht mehr hinterfragt, son-
dern ist unser Alltag gewor-
den. Uhr, Zeitung, Radio, 
Fernsehen, Bildschirm, PC, 
Handys, Tablets, Smartphones 
sind unsere ständigen Beglei-
ter. Heute erledigt ein kleiner 
Chip in der Größe einer Brief-
marke, wozu früher riesige 
EDV-Anlagen gebraucht wur-
den, die z.B. in kompletten 
Stockwerken einer Firma un-
tergebracht wurden. Moderne 
Smartphones, Laptops oder 
Tablets sind übergangslos mit 
Serverfarmen (der „Cloud“) 
verbunden, die ganze Lager-
hallen füllen, und ermöglichen 
so den sofortigen Zugang zu 
gigantischen Datenspeichern. 
Der Benutzer denkt bei einer 
Google-Suche wohl kaum da-
ran, dass er gerade die Macht 
von Hochleistungsrechnern 
genutzt hat. Vor einigen Jah-
ren hätte man noch zum 
Durchsuchen von derartigen 


